
443 1. DB zur StPO § 2

Abs. 2 Satz 2 StPO (vgl. Anm.2.4.-2.7. dazu) ist die 
Strafenverwirklichung durch den Sekretär des Ge­
richts zweiter Instanz einzuleiten; zur Sicherstellung 
der Einleitung vgl. Ziff. I. 2.2.1. der RV/MdJ 
Nr. 14/75. Alle weiteren Durchsetzungsmaßnahmen 
bleiben Sache des Gerichts erster Instanz (vgl. § 340 
Abs.2 StPO; §7 der l.DB zur StPO). Falls nur ge­
gen den Beschluß, mit dem gern. § 132 Abs. 2 StPO 
der Haftbefehl aufrechterhalten wurde, Rechtsmit­
tel eingelegt wurde, gilt Ziff. I. 1.4. der RV/MdJ 
Nr. 14/75. Falls ein inhaftierter Angeklagter die Be­
rufung beim Gericht seines Aufenthaltsortes einge­
legt hat (vgl. § 288 Abs. 3 StPO), hat der Sekretär 
dieses Gerichts das erstinstanzliche Gericht sofort 
(u.U. telefonisch) darüber zu informieren, damit die 
Einleitung der Durchsetzung-unterbleibt.

1.3. Zur Zustellung des Verwirklichungsersuchens
vgl. Anm. 4.1.-4.4. zu §184 StPO. Das Verwirkli­
chungsersuchen ist an den Leiter des zuständigen 
Verwirklichungsorgans zuzustellen, soweit in diesen 
Rechtsvorschriften nichts anderes vorgesehen ist 
oder zwischen den beteiligten Organen vereinbart 
wurde (vgl. Ziff. I. 3.10. der RV/MdJ Nr. 14/75).

1.4. Zu den zuständigen Organen für die Verwirkli­
chung der Maßnahmen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit und der anderen gerichtlichen Maß­
nahmen vgl. Anm. 1.2., 1.7.—1.9. und 4.5. zu §339 
StPO und die Vorschriften dieser DB.

2.1. Das Verwirklichungsersuchen (vgl. auch 
Anm. 2.2. zu § 340 StPO) ist für jeden Verurteilten 
gesondert zu fertigen. Die dazu benötigten Angaben 
sind der durchzusetzenden Gerichtsentscheidung zu 
entnehmen. Die vom Adressaten des Verwirkli­
chungsersuchens zu verwirklichende Strafe oder an­
dere gerichtliche Maßnahme ist hervorzuheben; der 
Sekretär hat die Vollständigkeit und Richtigkeit der 
Verwirklichungsunterlagen zu prüfen. Betrifft das 
Ersuchen die in Abs. 3 aufgeführten Strafen, gericht­
lichen Maßnahmen und Verpflichtungen, ist es auf 
die Ausfertigung der Entscheidung oder der Ent­
scheidungsformel mit einem Auszug aus den Grün­
den aufzudrucken. In den übrigen Fällen ist ein ge­
sondertes Verwirklichungsersuchen zu fertigen (vgl. 
Ziff. I. 2.1., 2.2.1., 3.1.-3.4. der RV/MdJ Nr. 14/75). 
Ist ein zu einer Strafe mit Freiheitsentzug Verurteil­
ter auf Grund einer Sicherheitsleistung (vgl. § 136 
StPO) auf freiem Fuß geblieben, ist dies in dem Ver­
wirklichungsersuchen anzugeben. Die U-Haftan- 
stalt hat das Gericht davon zu informieren, ob der

Verurteilte die Strafe angetreten hat (vgl. Ziff. I. 3.5. 
der RV/MdJ Nr. 14/75). Mit dem Verwirklichungs­
ersuchen sind den staatlichen Verwirklichungsor­
ganen die für die Strafenverwirklichung benötigten 
weiteren Unterlagen und Informationen (bei Strafen 
mit Freiheitsentzug der Strafregisterauszug, ggf. 
auch ein psychiatrisches oder psychologisches Gut­
achten, bei Jugendlichen die schriftliche Stellung­
nahme der Organe der Jugendhilfe [vgl. §3; 
Ziff. 1.3.9. der RV/MdJ 14/75]) zu übermitteln. Bei 
zu Freiheitsentzug Verurteilten, die sich nicht in U- 
Haft befinden, hat das Gericht der U-Haftanstalt 
Hinweise über erhebliche Beeinträchtigungen des 
Gesundheitszustandes des Verurteilten zu übermit­
teln (vgl. RV/MdJ Nr. 7/85).

2.2. Die mit der Becheinigung der Rechtskraft verse­
hene Ausfertigung der Entscheidungsformel (vgl. 
Anm. 2.2. zu § 340 StPO) enthält die wörtliche Wie­
dergabe der Urschrift der Entscheidungsformel und 
steht dieser im Rechtsverkehr gleich. Sie ist mit ei­
nem Ausfertigungsvermerk zu versehen (im einzel­
nen vgl. Ziff. 4.6. VAO).

3. Umfang und Inhalt des Auszuges aus den Ent­
scheidungsgründen bestimmt der Vorsitzende. Lie­
gen die Kriterien des § 211 Abs. 3 StPO vor, legt der 
Vorsitzende fest, daß das Verwirklichungsersuchen 
nur eine Ausfertigung der Entscheidungsformel mit 
einem Auszug aus den Entscheidungsgründen zu 
enthalten hat (vgl. Ziff. I. 2.1. der RV/MdJ 
Nr. 14/75).

4.1. Zur Aufhebung oder Abänderung einer rechts­
kräftigen Entscheidung kann es kommen durch
- Erstreckung des Urteils auf rechtskräftig Mitver­

urteilte (vgl. §§ 302, 325, 337 StPO),
- Selbstentscheidung des Kassationsgerichts oder 

nach Aufhebung des Urteils und Verweisung der 
Sache an ein Instanzgericht (vgl. § 322 StPO),

- Aufhebung des früheren Urteils und anderwei­
tige Entscheidung in einem Wiederaufnahme­
verfahren (vgl. § 335 StPO).

Die Grundlage für die Strafenverwirklichung kann 
auch dadurch wegfallen, daß vom Vollzug der 
rechtskräftig in eine Freiheitsstrafe umgewandelten 
Geldstrafe abgesehen wird, weil der Verurteilte die 
Geldstrafe nachträglich bezahlt hat (vgl. §36 Abs. 3 
StGB; Anm.4.4. zu §25 Abs. 1 der l.DB zur StPO). 
In diesen Fällen ist das Gericht (vgl. § 340 Abs. 2 
StPO) verpflichtet, das für die Strafenverwirkli­
chung zuständige staatliche Organ unverzüglich zu
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